
Personen-Suchergebnisse: Bismarck Otto von

24. September 1862 – Otto von Bismarck wird Preußischer Ministerpräsident

Berlin * Der Preußische Gesandte in Paris, Otto von Bismarck, wird zum Preußischen

Ministerpräsidenten ernannt. Bismarck ist als hochkonservativ und als „personifizierte

Konterrevolution“ gefürchtet.    Er verspricht König Wilhelm I. die Stabilisierung der königlichen

Macht und die Niederwerfung der liberalen Parlamentsherrschaft. Ihm geht es aber um mehr.

Bismarck versteht seine Ministerpräsidentschaft nur als Mittel zur Erreichung eines höheren

Zieles. Er will die Oberherrschaft [= Hegemonie] Preußens in Deutschland - auf Kosten

Österreichs. 

1867 – Gerüchte über eine Geisteskrankheit des bayerischen Prinzen Otto

München - Berlin * Der preußische Gesandte Freiherr von Werther berichtet an

Reichskanzler Otto von Bismarck über umlaufende Gerüchten einer Geisteskrankheit des

bayerischen Prinzen Otto. Es gibt Überlegungen, ihn von der Thronfolge auszuschließen.

Angeblich leidet er „an einem kalten Fieber“. 

13. Juli 1870 – Der Preußenkanzler Otto von Bismarcks brüskiert Frankreich

Berlin * Der Preußische Kanzler Otto von Bismarck weis, dass die Deutsche Einigung nur durch

den Druck von Außen vollendet werden kann. Diesen Druck von Außen liefert ihm der

französische Kaiser Napoleon III., nachdem das spanische Parlament den vakanten Thron einem

Mitglied des Haus Hohenzollern-Sigmaringen anbietet. In Frankreich kommen daraufhin

Einkreisungsängste hoch, die sich in der scharfen Ablehnung des spanischen Vorhabens durch

Kaiser Napoleon III. niederschlagen.    Preußens König Wilhelm I. erklärt sich daraufhin öffentlich

bereit, den französischen Wünschen nachzukommen und den Thron einem nicht-deutschen

Kandidaten zu überlassen. Doch das ist für die französische Öffentlichkeit zu wenig. Sie fordert

die Garantie, dass auch zukünftig die Kandidatur hohenzollerischer Prinzen ausgeschlossen wird.

Mit dieser Forderung reist der französische Botschafter Benedetti nach Bad Ems, wo sich der

Preußenkönig zur Kur aufhält.    Wilhelm I. und Bismarck erkennen die isolierte Position der

Franzosen, da weder England noch Russland Interesse an dem Vorgang zeigen. Schon deshalb

lehnt König Wilhelm I. die Forderung ab und informiert darüber seinen Kanzler in einer sachlich
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gehaltenen Depesche.    Bismarck überarbeitet den Inhalt der Emser Depesche in scharfer Form

und gibt den veränderten Text noch am selben Tag an die Presse weiter. Durch den brüsken Ton

der Depesche fühle sich Frankreich tief gedemütigt. Damit geht Otto von Bismarcks Rechnung

auf. 

14. Juli 1870 – Frankreich beschließt die Mobilmachung gegen Preußen

Paris * In der französischen Zeitung Soir erscheint Otto von Bismarcks Pressemitteilung zur

Emser Depesche am französischen Nationalfeiertag, abends um 18:30 Uhr. Durch den brüsken

Ton der Depesche fühle sich Frankreich tief gedemütigt.    Der Ministerrat beschließt am Abend

die Mobilmachung. Das bedeutet Krieg.

13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns

Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 

19. September 1870 – Erste Friedensverhandlungen in Ferrières-en-Brie

Ferrières-en-Brie • Der preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck und Jules Favre,

Außenminister und Repräsentant der französischen republikanischen Regierung, verhandeln im

deutschen Hauptquartier in Ferrières-en-Brie über einen möglichen Friedensschluss.        

Bismarck bietet Favre einen 14-tägigen Waffenstillstand an. In dieser Zeit könnten die Wahlen zu

einer neuen Nationalversammlung stattfinden. Er erhofft sich damit ein Wahlergebnis, das eine

monarchisch orientierte Mehrheit hervorbringt und ihm die Verhandlungen erleichtert.   Favre

lehnt jedwede Abtretung französischen Territoriums ab,   Bismarck besteht darauf, dass

Straßburg und das Elsass deutsch werden muss. 
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23. September 1870 – Die Friedensverhandlungen werden ergebnislos beendet

Ferrières-en-Brie • Die Verhandlungen über einen Friedensschluss zwischen Otto von Bismarck

und Jules Favre werden ergebnislos abgebrochen. 

17. November 1870 – Bismarck wird über König Ludwigs II. Geldprobleme informiert

München * Der Preußische Gesandte Georg Freiherr von Werthern informiert den preußischen

Ministerpräsidenten Otto von Bismarck über die Geldprobleme König Ludwigs II.:      „Der König

von Bayern ist durch Bauten und Theater in große Geldverlegenheiten geraten. Sechs Millionen

würden ihm sehr angenehm sein, vorausgesetzt, dass die Minister es nicht erfahren. Für diese

Summe würde er sich auch zur Kaiser-Proclamation und Reise nach Versailles entschließen." 

30. November 1870 – Ludwig II. schreibt den Kaiserbrief an König Wilhelm I. von Preußen

München * Bayernkönig Ludwig II. schreibt den sogenannten Kaiserbrief an König Wilhelm I. von

Preußen. Darin regt er die „Wiederherstellung der deutschen Kaiserwürde“ und eines Deutschen

Reiches an. Im Namen aller Bundesfürsten trägt er dem Preußenkönig die Kaiserkrone, die

höchste deutsche Würde, an.      Oberststallmeister Max Graf von Holnstein hat gemeinsam mit

Bismarck den Brief entworfen, den der mit Zahnschmerzen im Bett liegende Bayernkönig nur ab-

und unterschreiben muss. Noch am selben Tag reist Graf Holnstein nach Frankreich und

überreicht dort den entscheidenden Brief an Prinz Luitpold.      Für diesen bayerischen

Ausverkauf wird König Ludwig II. allerdings persönlich mit rund fünf Millionen Mark aus Bismarcks

Welfenfond entschädigt. Jedenfalls wird dem König lange Zeit unterstellt, dass der Kaiserbrief der

noble Preis für diese Rentenzahlung gewesen ist. Max Graf von Holnstein, der Überbringer des

Geldes und Mitbegründer der Bayerischen Vereinsbank, ist mit zehn Prozent an diesem Deal

beteiligt. 

19. Dezember 1870 – Kanzler Otto von Bismarck leitet eine Verfassungsänderung in die Wege

Berlin * Nach König Ludwigs II. Kaiserbrief vom 30. November 1870 reagiert Kanzler Otto von

Bismarck und leitet eine Verfassungsänderung in die Wege, durch welche die Bezeichnung

„Deutscher Bund“ in „Deutsches Reich“ und „Deutscher Kaiser“ eingeführt wird.     Dies geschieht

auch im Einvernehmen mit der bayerischen Regierung. Spätestens jetzt ist es mit der

Souveränität Bayerns vorbei. 
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17. Januar 1871 – Der angehende Kaiser flippt aus

Versailles • Dass der Norddeutsche Bund den Titel „deutscher Kaiser“ beschlossen hat,

verärgerte den Preußenkönig Wilhelm I. derart, dass er noch bei den Schlussberatungen einen

Tag vor der Proklamierung erklärt, „er wolle Kaiser von Deutschland oder gar nicht Kaiser sein“.   

Weder Bismarck noch Wilhelms Sohn können ihn überzeugen. Im Gegenteil: „Im höchsten Zorn

sprang der König schließlich auf, brach die Verhandlungen ab und erklärte, von der morgen

angesetzten Feier nichts mehr hören zu wollen.“ 

18. Januar 1871 – Prinz Otto empfindet die Kaiserproklamation als bedrückend

Versailles * Als König Wilhelm von Preußen in der Spiegelgalerie von Schloss Versailles zum

Deutschen Kaiser ausgerufen wird, lässt sich der Bayernkönig Ludwig II. von Prinz Otto und

seinem Onkel Luitpold vertreten. Otto empfindet die Kaiserproklamation als bedrückend. Seinem

Bruder klagt er: „Der deutsche Kaiser, das deutsche Reich, Bismarck, die laute preußische

Begeisterung, die vielen Stiefel, das alles macht mich sehr traurig“.      Ein böses Gerücht macht

die Runde, in dem Otto nachgesagt wird, er hätte während der Proklamation zu Versailles „infolge

einer plötzlichen Diarrhöe ein degoutantes Malheur gehabt“. Das heißt, er hat - aus ohnmächtiger

Enttäuschung und Widerwillen, vielleicht aber auch schon als Folge seiner geistigen Zerrüttung -

in die Hose gemacht. In Bayern geht der Satz um: „Otto hat auf Preußens Kaiserkrone

geschissen!“ 

18. Januar 1871 – Die Frage der richtigen Anrede geht weiter

Versailles • Da sich auch am frühen Tag der Proklamation noch nicht abzeichnete, wie die

unwillige Hauptperson, König Wilhelm I. reagieren würde, nimmt Bismarck mit dem ranghöchsten

anwesenden Fürsten, der den Kaiser proklamieren soll, Kontakt auf. Es ist dies Friedrich I., der

Großherzog von Baden. Auf die Frage, wie er gedenke, Wilhelm auszurufen, schockiert dieser

Bismarck mit den Worten: „Kaiser von Deutschland, auf Befehl Seiner Majestät.“    Bismarck bittet

den Großherzog inständig, Wilhelm I. von der Unmöglichkeit dieser Titulatur zu überzeugen, da

dies die süddeutschen Monarchen kaum akzeptieren würden. Außerdem lautet der

verfassungsmäßige Titel seit dem 1. Januar bereits „Deutscher Kaiser“. 

18. Januar 1871 – Otto von Bismarck fällt ein Stein vom Herzen
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Versailles • Um 12 Uhr beginnt die Zeremonie der Kaiserproklamierung im prachtvollen Schloss

des „Sonnenkönigs“ Ludwig XIV.. Nach einer kurzen Rede Wilhelms I., in der er die Kaiserwürde

annimmt, verliest Reichskanzler Otto von Bismarck die Proklamation. Dann wird es spannend.

Der Großherzog von Baden tritt nach vorne und ruft: „Seine Kaiserliche und Königliche Majestät,

Kaiser Wilhelm, lebe hoch! Hoch! Hoch!“ Eine elegante Lösung. Otto von Bismarck fällt ein Stein

vom Herzen.     Gleichzeitig wird auch das Zweite Kaiserreich gebildet und ausgerufen. 

15. November 1871 – Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Bismarck gemeldet

München - Berlin * Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Reichskanzler Otto von Bismarck

gemeldet.

4. Juli 1872 – Das Jesuitengesetz erklärt die Gesellschaft Jesu zu Reichsfeinden

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarcks Jesuitengesetz erklärt die Mitglieder der Gesellschaft

Jesu zu Reichsfeinden.

25. September 1873 – Bismarcks erste Zahlung aus dem Welfenfonds trifft in München ein

Berlin - München * Die erste Zahlung Bismarcks aus dem sogenannten Welfenfonds trifft in

München ein.

13. Juni 1878 – Der Berliner Kongress soll die Balkankrise beenden

Berlin * In Berlin beginnt unter der Führung des Reichskanzlers Otto von Bismarck ein Kongress,

der die Balkankrise beenden und eine neue Friedensordnung für Südosteuropa aushandeln soll.

Der Berliner Kongress endet am 13. Juli mit dem Berliner Vertrag. 

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in
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Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

28. März 1884 – Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet

Berlin * Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet, um eine deutsche Ackerbau-

und Handelskolonien in Übersee zu errichten. Die deutsche Reichsregierung steht dem Projekt

von Anfang an ablehnend gegenüber. Reichskanzler Otto von Bismarck spricht über das, was

Peters der Regierung vorlegt abschätzig: „ein Stück Papier mit Neger-Kreuzen drunter“.   

Nachdem aber Carl Peters damit drohte, das Land an König Leopold von Belgien zu geben, lenkt

Bismarck ein und lässt einen kaiserlichen Schutzbrief für die Erwerbungen der

Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft ausstellen. Damit ist der Grundstein für die spätere Kolonie

Deutsch-Ostafrika gelegt. 

April 1884 – König Ludwig II. hat 7,5 Millionen Mark Schulden

München * Die Schulden König Ludwigs II. belaufen sich auf 7,5 Millionen Mark, obwohl er seit

dem Jahr 1873 insgesamt 5 Millionen Mark aus dem von Otto von Bismarck verwalteten

„Welfenfond“ erhalten hat.

Juni 1884 – Ein Bankenkonsortium übernimmt die Schulden von König Ludwig II.

München * Ein Bankenkonsortium bestehend aus der Bayerischen Bank, der Bayerischen

Hypotheken- und Wechselbank und der Süddeutschen Bodenkreditbank übernimmt ein Darlehen

in Höhe von 8 Millionen Mark, und Bismarck legt noch eine Million Mark aus seinem

„Reptilienfond“ oben drauf, zur Tilgung der Schulden König Ludwigs II.

1. Juni 1884 – Ein Bankenkonsortium übernimmt die Schulden von König Ludwig II.
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München * König Ludwig II. hat durch seine ungezügelten Baumaßnahmen bis zum Frühjahr

1884 Schulden in Höhe von 7,5 Millionen Mark angehäuft. Und das, obwohl er neben seiner

üblichen Apanage seit dem Jahr 1873 fünf Millionen Mark aus dem von Otto von Bismarck

verwalteten Welfenfond erhalten hat.    Nun übernimmt ein Bankenkonsortium, bestehend aus der

Bayerischen Bank, der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank und der Süddeutschen

Bodenkreditbank ein Darlehen in Höhe von acht Millionen Mark. Zudem legt Reichskanzler Otto

von Bismarck aus seinem „Reptilienfond“ noch einmal eine Million oben drauf.     Die

Befürchtung, wonach die Gelder statt zur Schuldentilgung zum Weiterbau der Schlösser

Verwendung finden würden, sollen sich bewahrheiten. 

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

29. September 1885 – Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe

München-Kreuzviertel * Die Sitzungsperiode des Bayerischen Landtags beginnt.      Nachdem

Reichskanzler Otto von Bismarck die Übernahme der Schulden von König Ludwig II. durch den

Landtag vorgeschlagen hat, entwickelt sich bei den Abgeordneten der Patriotenpartei eine für den

König sehr ungünstige Stimmung. Pläne zur Erhöhung der Zivilliste, um König Ludwig II. - unter

strengen Auflagen - die Abzahlung seiner Schulden zu ermöglichen, werden zwar diskutiert, aber

nicht weiter verfolgt.      Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe. „Wir

halten fest zu unserem angestammten Fürstenhause, zu unserem Könige, aber was auch

kommen möge, wir werden auch die Interessen des Volkes hoch halten, Wünschen gegenüber,

die mit dem Volkswohl nicht im Einklang stehen“. Eine Diskussion des Themas im Landtag wird

sogar als gefährlich bezeichnet, „denn die Stimmung im Lande sei der Art, daß jede Discussion

die Aufregung bis zum Überlaufen steigern und Dinge ans Licht bringen könne, über die man sich

entsetzen würde“. 
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23. März 1886 – Ein Gutachten soll die Geisteskrankheit des Königs beweisen

München * Da König Ludwig II. kein Verständnis für die Forderungen nach Sanierung des

königlichen Haushalts&nbsp;aufbringt und er sich auch sonst als beratungsresistent&nbsp;zeigt,

beauftragt der Bayerische Ministerpräsident&nbsp;Freiherr Johann von Lutz den

Psychiater&nbsp;und Leiter der Kreisirrenanstalt von München und Oberbayern, Dr. Bernhard

von Gudden, mit der Erstellung eines wissenschaftlichen Gutachtens, das die Geisteskrankheit

und Handlungsunfähigkeit&nbsp;des Königs beweisen soll.    Vor der Erteilung des Auftrags

muss der Ministerpräsident&nbsp;aber erst die Einwilligung des Hauses

Wittelsbach&nbsp;einholen.&nbsp;Und nachdem Ludwigs Bruder Otto wegen seiner

Geisteskrankheit&nbsp;als Verhandlungspartner ausscheidet, wendet sich

der&nbsp;Regierungschef&nbsp;an dessen Onkel, den Prinzen Luitpold.&nbsp;Dieser gibt nach

langem Zögern seine Zustimmung, hätte es aber lieber gesehen, wenn sein Neffe von sich aus

abdanken&nbsp;würde.    Mit Reichskanzler&nbsp;Otto von Bismarck wird über das weitere

Vorgehen gegen König Ludwig II. Einvernehmen hergestellt, um jede mögliche Intervention und

Missbilligung Preußens&nbsp;und des Deutschen Reiches&nbsp;auszuschließen.

20. März 1890 – Otto von Bismarck wird als Deutscher Reichskanzler entlassen

Berlin * Otto von Bismarck wird von Kaiser Wilhelm II. als Deutscher

Reichskanzler&nbsp;entlassen.&nbsp;

24. Juni 1892 – Otto von Bismarck samt Gemahlin halten sich bis 26. Juni in München auf

München - München-Maxvorstadt * Otto von Bismarck samt Gemahlin halten sich bis 26. Juni in

München auf. Sie wohnen in der Künstlerresidenz Franz von Lenbachs.
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